
12  · Polizeidokumentation Gießen 2006 www.polizeidoku-giessen.de.vu

Eine Frage der Einstellung:

Wenn Stadtobere lügen, schützt sie die Justiz

Zusammenfassung
Viermal hintereinander, jedes Mal in einer politisch aufgeladenen Situation, log der CDU-Stadtverordnetenvorsteher Gail – einmal ge-
genüber dem Parlament, zweimal gegenüber der Presse und einmal vor Gericht. Strafrechtlich relevant war nur seine Falschaussage
vor Gericht. Ermittlungen kamen erst in Gang, als die Lüge öffentlich thematisiert wurde und Gail sowie einige seiner politischen
Freunde mit absurden Angriffen gegen die, die die Lügen enthüllt hatten, das Thema auf den Vorgang lenkten. Doch obwohl die Si-
tuationen, in denen Gail gelogen hatte, politisch brisant waren und daher ein Versehen auszuschließen war, bescheinigte die Staats-
anwaltschaft dem CDU-Politiker genau das: Er hätte fahrlässig gehandelt. Das war nicht nur Strafvereitelung und Rechtsbeugung im
Amt, sondern auch eine Ungleichbehandlung vor Gericht, denn Menschen ohne Zugehörigkeit zu den herrschenden Eliten werden so
nicht behandelt. Von Seiten der Staatsanwaltschaft war es jedoch nur ein Teil einer Serie von skandalösen Verfahrenseinstellungen
bei Straftaten Gießener PolitikerInnen.

Abbildungen:
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Zunächst folgten weitere verzweifelte Versuche von Gail und machtbe-
sessenen Stadtpolitikern, mit Angriffen die Wahrheit zu vertuschen:
Freie-Wähler-Boss Zippel wollte Strafen für alle, die die Aussagen des
Polizisten öffentlich gemacht hatten. Die Gießener Staatsanwaltschaft
prüfte für kurze Zeit Ermittlungsmöglichkeiten wegen eventuellen Ver-
rats von Geheimnissen. Gail selbst lud in Panik zu einer Pressekonfe-
renz und belegte einzelne Stadtverordnete mit Schimpftiraden, weil sie
sich mit parlamentarismuskritischen Oppositionellen unterhalten hat-
ten, in deren Prozess er seine Falschaussage gemacht hatte – of-
fenbar hält er von Meinungsfreiheit und ähnlichem nicht viel.
Außerdem wiederholte er selbst jetzt noch seine Lüge und sagte, ge-
genüber der Presse, ein viertes Mal:
Er hätte nichts gewusst. Geholfen hat
ihm das aber nun nicht mehr. Schließ-
lich stellte der Polizeipräsident selbst
klar, dass der Stadtverordnetenvor-
steher informiert war. Unter öffentli-
chem Druck musste die Staatsanwalt-

schaft nun so tun, als ob sie gegen
Gail ermittelte – zu klar war der Fall.
Aber sie ermittelte nicht gegen ihn, sondern sammelte Punkte, warum
sie doch keine Anklage erheben musste. Auch das ist gerichtete Ju-
stiz: Das Ergebnis stand vorher fest – der mächtige CDU-Politiker
durfte nicht verurteilt werden. Einige Zeit später folgte dann auch die
Einstellung. Im Gießener Anzeiger vom 1.11.2005 las sich  das so: 

Der Ablauf
27.3.2003: Nach Protesten gegen Lügen des Bürgermeisters Hau-
mann (erfundene Bombendrohung) ließ der ebenfalls der CDU an-
gehörende Stadtverordnetenvorsteher Gail einige ihm besonders
missliebige Personen mit Polizeigewalt aus dem Saal räumen. Das
löste keinerlei Protest aus, auch bei der Opposition nicht. Als aber in
diesem Ablauf bekannt wurde, dass von Beginn an die Parlamentssit-
zung verdeckt polizeilich überwacht wurde, fragte ein SPD-Abgeord-
neter nach, ob das dem Stadtverordnetenvorsteher bekannt gewesen
sei. Wahrscheinlich hätte sich niemand aufgeregt, wenn er das bestä-
tigt hätte. Aber er verneinte – in der laufenden Parlamentssitzung. Das
traf auf Zweifel – und so fragte auch ein Redakteur der Gießener Allge-
meinen nochmal direkt nach: CDU-Mann Gail wiederholte seine Aus-
sage, er hätte von der anwesenden Polizei nichts gewusst. Zum
zweiten Mal wurde er also direkt gefragt und antwortete sehr klar. Ei-
nige Monate später im Zuge des Prozesses gegen die damals aus
dem Saal entfernten und verhafteten Personen sagte Gail dann als
Zeuge aus – diesmal vor dem Amtsgericht Gießen. Auch hier, am
15.12.2003, wurde er wieder gefragt. Er wusste von der Aufregung,
die schon im März desselben Jahres um seine Aussagen entstanden
war. Es war daher auszuschließen, dass er einfach so dahin antworten
würde. Daher war der Vorgang brisant, denn er antwortete zum dritten
Mal klar und deutlich, dass er nichts wusste von der Polizei. Das
Ganze ging jedes Mal durch die Presse, geriet aber nach dem Pro-
zess für fast zwei Jahre in Vergessenheit. Bis ca. zwei Jahre später ein
Polizist im Rahmen der Berufungsverhandlung im selben Prozess mit
einer Bemerkung am Rande einen Skandal lostrat. Er berichtete klar
und deutlich, dass er persönlich Herrn Gail vor der Sitzung das Ein-
satzkonzept und die Anwesenheit der Polizisten mitgeteilt hatte. Nun,
wo nicht mehr die von Politik und Medien verhassten PolitaktivistInnen
den Stadtverordneten kritisierten und der Lüge bezichtigten, sondern
ein Polizist die Lügen des Politikers belegte, wuchs schlagartig die Auf-
merksamkeit um die Abläufe. Schließlich drohte Gefahr: Gail hatte
dreimal (folglich kann Versehen ausgeschlossenen werden) gelogen –
zunächst gegenüber dem Stadtparlament, dann zu den Medien und
schließlich vor Gericht. Ersteres ist ein politischer Skandal, letzteres
eine Straftat mit Mindeststrafe von einem halben Jahr Haft.
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In der Einstellung der Staatsanwaltschaft wurde zudem als entlastend
gewertet, dass Gail sich vielleicht nicht mehr richtig hätte erinnern
können wegen der Vielzahl der Begegnungen an dem Abend der Par-
lamentssitzung. Daraus abzuleiten, dass Gails Aussage vor Gericht
(und an den anderen Orten) nicht falsch gewesen sei, war jedoch ab-
surd. Denn Gail hatte ja gerade ausgesagt, er sei nicht informiert wor-
den. Er hatte also klargestellt, dass er es genau wisse und nicht be-
hauptet, sich nicht erinnern zu können. Er hatte bei allen vier Lügen
keinerlei Unsicherheit gezeigt und mit keinem Wort angedeutet, dass
er Erinnerungslücken haben könnte. Daher wäre auch die Gail-schüt-
zende Feststellung der Staatsanwaltschaft, der CDU-Mann hätte sich
nicht mehr erinnern können, geradezu ein Beleg dafür, dass er eben
gelogen hatte.
Viermal ist Gail gefragt worden. Viermal hatte er klar und deutlich gelo-
gen. In allen vier Fällen war es öffentlich, immer wusste er, was auf
dem Spiel stand. Doch Staatsanwalt Vaupel stellte das Verfahren ein
mit der Behauptung, es sei nur fahrlässig geschehen. So sieht Rechts-
beugung und Strafvereitelung im Amt aus – aus Interesse an der
Nichtverfolgung der Herrschenden. Auch die politischen Kreise
zeigten sich willig, Machtmissbrauch und Lügen im Interesse des
Machterhalts zu tolerieren: Gail wurde nach der Kommunalwahl er-
neut zum Stadtverordnetenvorsteher gewählt.
Hinzuzufügen ist noch, dass die Staatsanwaltschaft auch bei den wei-
teren Falschaussagen von Gail deutlich das Recht gebeugt hat. So
hatte Gail den am 15.12.2003 Angeklagten in seiner Zeugenaussage
vorgeworfen, vor dem Entrollen eines Transparentes durch unbekannt
gebliebene Personen die Sitzung verbal gestört zu haben. Diese Aus-
sage wurde im Berufungsverfahren durch Anhören des Tonbandmit-
schnittes überprüft und klar festgestellt, dass die Aussage von Gail
falsch war. In der Begründung des Einstellungsbeschlusses vom
24.10.2005 jedoch schrieb die Staatsanwaltschaft:

Nach dieser Logik ist also ein Tonbandmitschnitt kein Beweismittel
mehr, denn auf diesem war deutlich zu erkennen, dass es keine ver-
balen Störungen gab, wie Gail behauptet hatte. Wahrscheinlich hat die
Staatsanwaltschaft aber das Tonband gar nicht beachtet und die Aus-
sage einfach so formuliert, um Gail zu
schützen. Insgesamt bewertete die
Staatsanwaltschaft alle vier Falschaus-
sagen trotz der klaren Erkenntnisse als
nicht vorsätzlich, um die Strafbarkeit zu
verneinen. Die Staatsanwaltschaft
nahm also an, dass Behauptungen
eines Stadtverordnetenvorstehers, der
selbst dann, wenn ihm die Brisanz einer
Situation klar ist, wider besseren Wis-
sens Falsches sagt, nicht als Falschaus-
sagen anzusehen sind. Damit verneinte
sie quasi die Zurechnungsfähigkeit des
Beschuldigten Gail – um ihn zu schüt-
zen. Allerdings tat sie das nicht, weil sie
wirklich von Gails Verwirrtheit über-
zeugt war. Das konkrete Handeln der
Staatsanwaltschaft zeigte, wie eindeutig
die Beweislage gegen Gail war, dass
nur mit Hilfe dieses, für Gail nicht ge-
rade lobreichen Tricks, eine Anklage
vermieden werden konnte.

Rechtliche Bewertung
Die Einstellung des Verfahrens gegen Gail durch die Staatsanwalt-
schaft ist eindeutig ein Fall gerichteter Justiz, weil das Ermittlungsver-
fahren nur auf die Suche entlastender oder eine Anklage vermei-
dender Punkte ausgerichtet wurde. Als es dennoch nicht gelang, den
Verdacht auszuräumen, stellte die Staatsanwaltschaft das Verfahren
mit der Behauptung ein, Gail hätte „fahrlässig“ gehandelt. Angesichts
dessen, dass Gail viermal trotz hoher öffentlicher Relevanz seine Lüge
wiederholte, ist die Annahme eines Versehens absurd. Sie ist vielmehr
von der Staatsanwaltschaft erfunden worden, um Gail zu schützen.
Aus gleichen Grund wird in der Einstellung durch die Staatsanwalt-
schaft formuliert, dass Gail die Informationen über die Anwesenheit
der Polizei vergessen haben könnte. Die Staatsanwaltschaft leitet aus
solchen Angaben von Gail ab, dass eine vorsätzliche Falschaussage
nicht vorliege. Das ist aus zwei Gründen absurd. Zum einen hat Gail
die Aussage nachweislich viermal gemacht – einmal davon, nachdem
ihm bereits bekannt war, dass ein Polizeibeamter etwas anderes proto-
kolliert hatte. Schon beim ersten Mal muss Gail die Brisanz der Lüge
bekannt gewesen sein, denn als Stadtverordnetenvorsteher sollte
mensch wissen, dass es nicht üblich ist, die Stadtverordneten zu belü-
gen. Das gilt auch in Gießen, d.h. auch in einer Stadt, wo die Degra-
dierung von ParlamentarierInnen zu dummen HändchenheberInnen
bei Abstimmungen weit fortgeschritten ist, was u.a. die spätere Wie-
derwahl des Lügners Gail durch die Belogenen illustriert. Die An-
nahme der Staatsanwaltschaft, er hätte erst recht später im Gerichts-
verfahren die Erinnerung verloren, ist absurd, weil die Aufregung nach
seinen ersten beiden Aussagen gegenüber Parlament und Presse
fraglos auch bei Gail als altem Profizocker im politischen Raum ein Be-
wusstsein dafür geschaffen hat, dass hier eine wichtige Frage besteht.
Fahrlässigkeit ist unter solchen Bedingungen grundsätzlich auszu-
schließen, weil hier nicht unbedacht gehandelt wird. Zum zweiten wird
Gail durch die Feststellung, er hätte sich nicht mehr erinnert, nicht ent-,
sondern belastet. Denn er hat ja gerade behauptet, sich erinnern zu
können. An keiner Stelle hat er auch nur vermuten lassen, in seiner
Wahrnehmung unsicher zu sein. Er hat nachdrücklich und ohne Zwei-
feln u.a. vor Gericht gesagt, nicht über die Anwesenheit der Polizei in-
formiert gewesen zu sein. Wenn nun die Staatsanwaltschaft feststellt,
tatsächlich habe er sich nicht mehr erinnern können, stellt sie schlicht
fest, dass Gail eine Falschaussage gemacht hat. Nicht mehr und nicht
weniger – das aber wäre genau der Anlass gewesen, Anklage zu er-
heben, was nicht geschah.
Das aber ist nicht nur Strafvereitelung im Amt, sondern auch
Rechtsbeugung im Amt, weil es urteilsgleiche Auswirkungen
hat (in diesem Fall: wie ein Freispruch wirkt). Zudem wider-
spricht es offensichtlich dem Gleichheitsgebot der Verfassung,
weil hier im Interesse eines Angehörigen gesellschaftlicher
Eliten Ermittlungen nur darauf ausgerichtet waren, ein Ver-
fahren nicht eröffnen zu müssen – was in anderen Fällen so
nicht gehandhabt wird. Dieser Verfassungsverstoß erfolgte
nicht versehentlich, sondern gewollt und systematisch. Es kann
daher nicht nur von einer grundgesetzwidrigen Einzelhand-
lung ausgegangen werden, sondern die Staatsanwaltschaft
Gießen hat gezielt und systematisch die Verfassung gebro-
chen. Sie ist damit eine verfassungsfeindliche Organisation.

Aktueller Stand am 4.9.2006
Die Verfahren sind eingestellt, auch vom Generalstaatsanwalt
bestätigt. Der Stadtverordnetenvorsteher wurde nach der Kom-
munalwahl erneut zum Stadtverordnetenvorsteher gewählt –
zum Teil von den gleichen Personen, die er belogen hatte.
Jedes Parlament aber bekommt den Vorsteher, den es ver-
dient.

   ê Mehr Informationen auf der Sonder-Internetseite unter 
www.luegen-gail.de.vu.
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Weitere Fallbeispiele für den 
rechtswidrigen Schutz der Obrigkeit vor Strafverfolgung

Falschaussagen von Polizisten/Gülle
Am 15.12.2003 (erste Instanz) und im Frühjahr 2005 (Berufung) haben
etliche Polizisten sowie die Zeugin Gülle deutlich erkennbar mit
Falschaussagen die Angeklagten zu belasten versucht. Beispielhaft
sei hier der Verlaufsbericht der Geschehnisse vom 23.8.2003 durch
die damalige Grüne Spitzenkandidatin Angela Gülle benannt, in dem
sie behauptete, bei der Ankunft des später Angeklagten schon an
dem Wahlplakat gestanden zu haben, wo vermeintlich dessen Worte
„Hiermit pisse ich Dich an“ gefallen sein sollen. Ein Foto aber bewies,
was auch andere ZeugInnen aussagten: Frau Gülle stand zu diesem
Zeitpunkt hinter ihrem Wahlkampfstand. Dort aber hätte sie gar nicht
hören können, was geschah – daher dachte sie sich die veränderte
Story geschickt aus. Zudem gab sie (erstmals in der Berufung!) an,
dass der Angeklagte einige Tage vorher ihr gegenüber andere
Straftaten zugegeben hätte. Auch das konnte durch weitere
ZeugInnen widerlegt werden, die dem Telefonat zugehört hatten. Die
Staatsanwaltschaft jedoch stellte das Verfahren ein, ohne überhaupt
ermittelt zu haben.
Ebenso ging sie bei etlichen Falschaussagen von Polizisten vor. Viele
davon waren deutlich erkennbar und wären einfach nachweisbar, z.B.
die Behauptung des Staatsschutzbeamten Schmidt, der Angeklagte
hätte am 23.8.2003 die Broschürenauslagen des Wahlkampfstandes
der Grünen mit Wasser begossen. Neben den ZeugInnenaussagen
(hier sogar von Angela Gülle) bewiesen auch die von Schmidt selbst
aufgenommenen Fotos, dass der Angeklagte überhaupt nie in der
Nähe des Wahlkampftisches war.

ê  Mehr Informationen zu einem Teil dieser Anzeigen unter 
www.projektwerkstatt.de/polizeidoku/anzeigen.html.

Kriminalitätsstatistik 2003
Am 7.4.2004 legte das Polizeipräsidium Mittelhessen die Kriminalitäts-
statistik für Mittelhessen vor. Darin waren viele Zahlen zusammenge-
tragen und ausgewertet worden. Die Statistik ist im Internet einsehbar.
Sie lag überwiegend im Trend der sonstigen Kriminalitätsentwicklung
in Hessen. Bei den Daten für Stadt und Kreis Gießen war eine krasse
Hetze gegen die Projektwerkstatt Saasen enthalten. Diese bezog sich
auf politische Delikte, bei denen die Zunahme von „linken“ Staats-
schutzdelikten signifikant war. Sie stiegen von 21 auf 138 Einzeltaten.
Das war eine Steigerung um 657 Prozent. Offenbar war der Polizei an
dieser Stelle wichtig, Täter zu benennen – und zwar nicht als (Tat-)Ver-
dächtige, sondern eben als „Täter“. Der Begriff ist eine klare Tatsa-
chenbehauptung darüber, dass die Schuld bereits bewiesen ist. Es
roch nach Rache für den Umstand, dass der überforderte Staats-
schutz nicht eine Straftat hatte verhindern und auch außer Pauschal-
verdächtigungen kaum Verdächtigte hatte ermitteln können.
Nirgends sonst gab es in der Statistik Benennungen von Tätern. Nur
an dieser Stelle tauchte in der Kriminalitätsstatistik die Benennung der
Täter auf, die „Aktivisten der Projektwerkstatt“. Da deren Zahl auch
und vor allem aus Sicht der Gießener Polizei beschränkt ist, ist ihre Be-
zeichnung als TäterInnen eine falsche Verdächtigung und damit eine
Straftat. Noch deutlicher war es eine üble Nachrede in Form einer
falschen Tatsachenbehauptung.

Bürgermeister Haumann
erfindet Bombendrohung
Am 12.12.2002 beschloss die Gießener Stadtverordnetenversamm-
lung die neue Gefahrenabwehrverordnung. Im Vorfeld war es zu deut-
licher Kritik an der Verordnung gekommen, der zu dieser Zeit aufkom-
mende kreative Widerstand in Gießen hatte zu einer starken Wahrneh-
mung des Themas und bereits im Vorfeld zu angstschürenden Aus-
sagen in Medien und von Parteien geführt. Am Abend des 11.12.2003
wurden zwei Aktivisten aus dem Umfeld der Projektwerkstatt einfach
verhaftet. Es war die erste Anwendung des neuen Polizeirechts zum
Unterbindungsgewahrsam (vorherige Form galt als „Schutzhaft“ im
Dritten Reich und war dann abgeschafft worden – vorübergehend,
wie zu sehen ist). Die Verhafteten wurden bis zum Ende der Stadtver-
ordnetenversammlung eingesperrt. Diese Maßnahme und Zeitset-
zung wurde von der gegenüber Polizeibitten sichtbar willenlos erge-
benen Richterin Kaufmann bestätigt. Abschließend wurden sie ohne
solche richterliche Grundlage, wegen des unerwartet späten Endes
der Versammlung, gegen ihren Willen nach 20 km außerhalb von
Gießen verbracht. Die dennoch einsetzenden Proteste führten zu hef-
tigen Polizeieinsätzen, deren Aufgebot mengenmäßig schon vor dem
Ereignis bemerkenswert war. In dieser Phase von Nervosität und Poli-
zei-Muskelspielchen vor der Sitzung formulierte Bürgermeister Hau-
mann öffentlich sowie gegenüber der Polizei deutlich, dass eine
anonyme Bombendrohung eingegangen sei. Wieweit diese Informa-
tion zusätzliche Polizeiaktivitäten hervorrief, ist unbekannt geblieben –
auch weil es nie ein aufklärendes Ermittlungsverfahren gab. Sicher
aber dürfte sein, dass die erfundene Bombendrohung der Legitima-
tion des ohnehin martialischen Polizeieinsatzes diente.
Nach geltendem Recht muss die Staatsanwaltschaft Ermittlungen ein-
leiten, sobald ihr eine Straftat bekannt wird. Die Vortäuschung einer
Bombendrohung ist eine solche, jedoch erfolgte nichts. Als dann eine
Anzeige durch eine von der Polizeigewalt betroffene Person einging,
verzichtete die Staatsanwaltschaft auf Ermittlungen und lehnte die Er-
hebung einer Anklage ab. Der Generalstaatsanwalt bestätigte die Ent-
scheidung, das Oberlandesgericht lehnte eine Klage auf Eröffnung
eines Gerichtsverfahrens ab mit der Begründung, diese Klage sei nur
durch die Betroffenen z.B. zusätzlicher Kosten durch Polizeieinsätze
zulässig. Das heißt: Gegen Straftaten durch PolitikerInnen können nur
diese selbst Klagen erzwingen. Doch gegen sich selbst werden sie
das wohl nicht tun.
Die Nichtverfolgung der Straftat von Bürgermeister Haumann durch
die Staatsanwaltschaft ist nicht nur Strafvereitelung im Amt, sondern
auch Rechtsbeugung im Amt, weil es urteilsgleiche Auswirkungen hat
(in diesem Fall: wie ein Freispruch wirkt). Zudem widerspricht es offen-
sichtlich dem Gleichheitsgebot der Verfassung, weil hier im Interesse
eines Angehörigen gesellschaftlicher Eliten Ermittlungen nur darauf
gerichtet waren, ein Verfahren nicht eröffnen zu müssen – was in an-
deren Fällen so nicht gehandhabt wird. Dieser Verfassungsverstoß er-
folgte nicht versehentlich, sondern gewollt und systematisch. Es kann
daher nicht nur von einer grundgesetzwidrigen Einzelhandlung aus-
gegangen werden, sondern die Staatsanwaltschaft hat gezielt und sy-
stematisch die Verfassung gebrochen. Sie ist damit auch hier als ver-
fassungsfeindliche Organisation überführt und muss nach geltender
Rechtssprechung verboten werden.

ê  Mehr Informationen zur erfundenen Bombendrohung unter
www.bomben-haumann.de.vu.
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Zu diesen beiden Punkten wurden fristgerecht Anzeigen gegen die
Verantwortlichen der Polizei eingereicht. Die Staatsanwaltschaft stellte
die Verfahren ohne weitere Ermittlungen ein. Ihre Begründung: „Die
dort dargestellten Daten entsprechen den Tatsachen.“

Damit deckte die Staatsanwaltschaft nicht nur die Straftaten der Poli-
zei, sondern beging diese selbst. Wenn die Staatsanwaltschaft der
Meinung wäre, die Täterschaft wäre bewiesen, stellt sich zudem die
Frage, warum in der überwältigenden Mehrzahl aller in der Statistik
aufgeführten 138 linken Straftaten im Raum Gießen nie Anklagen er-
hoben wurden. Von daher beweist die Staatsanwaltschaft schon in
ihrem eigenen Verhalten, dass die Polizei und sie selbst logen. Diese
Lüge ist üble Nachrede, in Verbindung mit der Behauptung von Täter-
schaft bei Straftaten zusätzlich falsche Verdächtigung und im kon-
kreten Kontext auch politische Verdächtigung (ein Delikt, dem mit dem
241a ein gesonderter Strafparagraph gewidmet ist). In diesem Fall ist
die Staatsanwaltschaft also nicht nur durch Strafvereitelung und
Rechtsbeugung im Amt hervorgetreten, sondern zudem durch eigene
falsche Verdächtigung und üble Nachrede.
Im Gegensatz zur Staatsanwaltschaft erkannten zumindest Teile der
Polizei offensichtlich die Kritik der Betroffenen an. Sie korrigierten
später die im Internet vorhandene Fassung. Der neue Text lautet nun:
„Der Anstieg von Straftaten aus dem linken Spektrum ist überwiegend
auf Beleidigungen, Sachbeschädigungen und Verstöße gegen das
Versammlungsgesetz im Zusammenhang mit der in Gießen einge-
führten Gefahrenabwehrverordnung und dem Landtags-/OB-Wahl-
kampf durch Aktivisten und Personen aus dem Umfeld der Projekt-
werkstatt in Saasen zurückzuführen.“ Die Strafvereitelung und Rechts-
beugung im Amt der Staatsanwaltschaft allerdings tangiert dies nicht.
Eher verstärkt die Selbstkorrektur der Polizei die Auffassung, dass die
ursprüngliche, der Presse übergebene Version die Straftatbestände
der üblen Nachrede und der falschen Verdächtigung erfüllt.

ê  Mehr Informationen zur Anzeige wegen der Kriminalitätsstatistik
2003 und deren Einstellung unter 
www.projektwerkstatt.de/polizeidoku/statistik.html.
ê  Aktenzeichen der Staatsanwaltschaft: 501 Js 14727/04.

Lügen am 4. und 11.9.2006
Am 4.9.2006 begann ein neuer Prozess gegen einen Justizkritiker. Die
kritisierten Richter und Staatsanwälte kümmerten sich höchstpersön-
lich um den Prozess. Mit polemischen Worten wurde der Verdacht der
Befangenheit zurückgewiesen. Übersehen hatten die Rechtsbrecher
aber, dass sie auch ihr Hauptbeweismittel illegal erworben hatten. Um
es zu retten, inszenierten Teile von Polizei und Amtsgerichtspersonal
eine Manipulation des Verfahrens mit dem Höhepunkt einer gezielten
Falschaussage. Aber es wurde peinlich, die Sache flog auf. Daraufhin
erklärte Richter Wendel die Sache für irrelevant, so musste der Vor-
gang nicht mehr untersucht werden. Anzunehmen ist, dass Staatsan-
walt Vaupel trotz seiner Kenntnis der Falschaussage nicht ermitteln
wird. Ähnliches wird für die beiden Staatsschutzbeamten Broers und
Puff gelten, die bei ihrer Zeugenvernehmung am 4. und 11.9.2006
mehrfach logen. Der Angeklagte und sein Verteidiger wiesen die
Falschaussagen präzise nach. Aber auch hier waren Richter und
Staatsanwalt sofort schützend an der Seite der Rechtsberecher im
Staatsdienst. Staatsanwalt Vaupel sprach schon am nächsten Pro-
zesstag davon, dass es eine „fahrlässige Falschaussage“ gewesen
sein könnte ... so boxte er auch CDU-Mann Gail aus der Gefahrenzo-
ne.
Im Verlauf des Prozesses kam es zu etlichen weiteren Falschaussagen
vor allem der Staatsschutzbeamten Broers und Puff − doch auch hier
dürfte Vaupel als Polizeischützer tätig werden.

ê  Mehr Informationen im Kap. 9.
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